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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 7745.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und der freien Hanfeftadt Bremen wegen Her- 
ftellung einer Eiſenbahn von Uelzen nach Langwedel. Vom 17. Juli 1870. 


Saine Majeſtät der König von Preußen und der Senat der freien Hanſeſtadt 
Bremen, von dem Wunſche geleitet, die Eiſenbahnverbindungen zwiſchen den beider⸗ 
ſeitigen Staatsgebieten zu vermehren, haben Behufs einer hierüber zu treffenden 
Vereinbarung zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Regierungsrath Hermann Dudden— 
hauſen, ö 
der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen: 
den Senator Friedrich Ludolf Grave, 


welche vorbehaltlich der Ratifikation nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen haben. 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet der freien Hanſeſtadt Bremen, 
eine für Rechnung der letzteren zu bauende und zu betreibende Lokomotiv⸗Eiſenbahn 
von Uelzen nach Langwedel Behufs Anſchluſſes derſelben einerſeits an die von 
Stendal nach Uelzen und andererſeits von Langwedel nach Bremen führende 
Eiſenbahn herzuſtellen. 

Die Feſtſtellung der Bahnlinie in ihrer vollſtändigen Durchführung durch 
alle Zwiſchenpunkte, die Beſtimmung der Orte, wo nach Maaßgabe des Verkehrs⸗ 
bedürfniſſes jetzt oder künftig Stationen für den Perſonen⸗ oder Güterverkehr 
anzulegen ſind, und die Genehmigung der ſpeziellen Bauprojekte bleibt dem 


Königlich Preußiſchen Handelsminiſterium vorbehalten. 


Die Bahn wird für ein Doppelgeleiſe eingerichtet, jedoch vorläufig nur 
mit Einem Schienengeleiſe verſehen und mit dem dem Verkehrsbedürfniſſe ent- 
ſprechenden Betriebsmaterial ausgerüſtet. 


Artikel II. 
Die Landeshoheit über die Bahnſtrecke bleibt der Königlich Preußiſchen 
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Regierung ausdrücklich vorbehalten. Auch ſollen an der Bahnſtrecke nur die 

Hoheitszeichen des Preußiſchen Staates errichtet werden dürfen. 
Die Bahnbeamten ſind rückſichtlich der Disziplin der kompetenten Auf⸗ 

ſichtsbehörde, im Uebrigen aber den Preußiſchen Geſetzen und Behörden unter⸗ 


worfen. 
Artikel UI. 


Auf dies Eiſenbahn⸗Unternehmen ſollen die in dem betreffenden Preußi⸗ 
ſchen Landestheile geltenden geſetzlichen Vorſchriften über die Expropriation und 
das Recht zu vorübergehender Benutzung fremder Grundſtücke für Eiſenbahn⸗ 
zwecke Anwendung finden. 

Bezüglich des Baues und Betriebes der Bahn iſt die freie Hanſeſtadt 
Bremen den beſtehenden und künftigen Preußiſchen Landesgeſetzen und insbeſon⸗ 
dere den Beſtimmungen des Preußiſchen Eiſenbahngeſetzes vom 3. November 1838. 
über die Verpflichtungen der Eiſenbahngeſellſchaften in ihrem Verhältniſſe zum 
Preußiſchen Staate und zum Publikum unterworfen. 

Demnach finden auf das Unternehmen auch das Geſetz vom 16. März 
1867. über die Eiſenbahnabgabe, ſowie etwa künftig noch ergehende desfallſige 
Vorſchriften Anwendung. 

Artikel IV. 


Die von der freien Hanſeſtadt Bremen für Bau und Betrieb der Bahn 
einzuſetzende Verwaltung muß in Preußen ihr Domizil haben. 

Dieſe Verwaltung hat in allen die Bahn betreffenden Angelegenheiten 
gegenüber dem Preußiſchen Staate und gegenüber dem Publikum die völlig un⸗ 
eingeſchränkte Befugniß, die freie Hanſeſtadt Bremen zu vertreten. 

Die Verwaltung iſt wegen aller Entſchädigungsanſprüche, welche in Folge 
des Baues und Betriebes der Bahn erhoben werden, der Entſcheidung der zu⸗ 
ſtändigen Königlichen Gerichte unterworfen, und ſollen die gegen ſie in Vertre⸗ 
tung der freien Hanſeſtadt Bremen rechtskräftig ergehenden gerichtlichen und 
Adminiſtrativ⸗Entſcheidungen ohne Weiteres für die freie Hanſeſtadt Bremen ver⸗ 
bindlich ſein. 

Behufs der techniſchen Leitung des Baues und Betriebes der Bahn iſt 
zum Mitgliede oder Vorſtande dieſer Verwaltung ein Beamter zu beſtellen, 
welcher die formelle Qualifikation zum Königlich Preußiſchen Eiſenbahnbaumeiſter 
beſitzen muß. Die Wahl dieſes Beamten und die demſelben zu ertheilende Ge⸗ 
ſchäftsinſtruktion bedarf der Genehmigung des Königlich Preußiſchen Handels⸗ 
miniſteriums. 

Es bleibt eine beſondere Vereinbarung zwiſchen dem Königlich Preußiſchen 
Handelsminiſterium und der freien Hanſeſtadt Bremen darüber vorbehalten, ob 
und unter welchen Bedingungen die Preußiſche Regierung die Ausführung des 
Baues der Bahn für Rechnung der freien Hanſeſtadt Bremen übernehmen will. 


Artikel V. ; 

Der Eiſenbahn⸗Unternehmer hat den Anordnungen, welche wegen polizei⸗ 

licher Beaufſichtigung der beim Eiſenbahnbau beſchäftigten Arbeiter getroffen wer⸗ 
den, pünktlich nachzukommen und die aus dieſen Anordnungen erwachſenden Aus⸗ 
gaben, insbeſondere auch die durch die etwaige Anſtellung eines 1 0 
O⸗ 


N 


Polizei-Aufſichtsperſonals entſtehenden Koſten, zu tragen. Er iſt verpflichtet, die 
nöthigen Zuſchüſſe zu der in Gemäßheit des Geſetzes vom 21. Dezember 1846. 
base zn Kisten für 1847. S. 21.) für die Bauarbeiter einzurichtenden Kranken⸗ 
aſſe zu leiſten. 

Nicht minder wird Unternehmer den Anforderungen der zuſtändigen Be⸗ 
hörde wegen Genügung des kirchlichen Bedürfniſſes der beim Bau beſchäftigten 
Beamten und Arbeiter bereitwillig Folge leiſten und erforderlichen Falles auch 
die Tragung der dadurch etwa bedingten Koſten übernehmen. 


Artikel VI. 

Dem Preußiſchen Staate bleibt vorbehalten: 

a) die Genehmigung, nöthigenfalls auch die Abänderung des Fahrplanes; 
b) die Genehmigung der Tarife für den Perſonen⸗ ꝛc. und Güterverkehr, 
ſowie jeder Abänderung derſelben. 

Die freie Hanſeſtadt Bremen wird den Perſonentransport in vier Wagen⸗ 
klaſſen bewirken und iſt auf Verlangen Preußens verpflichtet, auf der Bahn bei 
größeren Entfernungen den Einpfennigtarif für den Transport von Kohlen und 
Koaks und event. der übrigen im Artikel 45. der Verfaſſung des Norddeutſchen 
Bundes bezeichneten Gegenſtände einzuführen. 

Die freie Hanſeſtadt Bremen übernimmt die Verpflichtung, ſoweit das 
Königlich Preußiſche Handelsminiſterium es im Verkehrsintereſſe für nöthig er⸗ 
achtet, jederzeit auf deſſen Verlangen künftig mit anderen in- und ausländiſchen 
Bahnverwaltungen für die Beförderung von Perſonen und Gütern einen durch⸗ 
gehenden Verkehr mittelſt direkter Expeditionen und direkter Tarife zu errichten 
und hierbei insbeſondere auch in ein gegenſeitiges Durchgehen der Transport⸗ 
mittel gegen die übliche, nöthigenfalls vom Königlich Preußiſchen Handels⸗ 
miniſterium feſtzuſetzende Vergütung zu willigen. Bezüglich dieſer direkten Tarife 
iſt die freie Hanſeſtadt Bremen verpflichtet, auf Verlangen des Königlich Preu⸗ 
ßiſchen Handelsminiſteriums auf Ihrer in dieſem neu einzurichtenden durchgehen⸗ 
den Verkehre zu berührenden Strecke den niedrigſten Tarif⸗Einheitsſatz pro 
Zentner und Meile zuzugeſtehen, welchen Sie auf dieſer Strecke für die gleich⸗ 
artigen Transportgegenſtände in Ihrem Lokaltarife erhebt. 

Sollte Sie jedoch in einem anderen durchgehenden Verkehre für jene 
Strecke Ihrer Bahn einen unter den Lokaltarif⸗Einheitsſatz pro Zentner und 
Meile ermäßigten Satz pro Zentner und Meile beziehen, ſo muß Sie für jene 
Strecke dieſen ermäßigten Tarifſatz auch in dem neu zu errichtenden durchgehen⸗ 
den Verkehre auf Verlangen des Königlich Preußiſchen Handelsminiſteriums zu⸗ 

eſtehen. 

> Für durchgehende Gütertransporte wird die Erhebung einer Expeditions⸗ 
gebühr für die Bahn von Langwedel nach Uelzen ausgeſchloſſen, wenn weder 
die urſprüngliche Verſand⸗ noch die letzte Adreßſtation an dieſer Bahn liegt. 

Die vorbezeichnete Verpflichtung der freien Hanſeſtadt Bremen zur Ein⸗ 
richtung eines direkten Verkehrs und zum Zugeſtändniſſe des vorbezeichneten 
Tarifſatzes wird jedoch durch die Bereitwilligkeit der anderen betheiligten Eiſen⸗ 
bahnverwaltungen bedingt, in dieſem Verkehre ihren Tarif nach denſelben Grund⸗ 
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ſätzen zu normiren und ſomit für ihre in dem einzurichtenden durchgehenden 


Verkehre zu benutzende Strecke den niedrigſten Tarif⸗Einheitsſatz pro Zentner und 
Meile zuzugeſtehen, welchen ſie auf dieſer Strecke für gleichartige Transport⸗ 
gegenſtände in ihrem Lokalverkehr reſp. in einem anderen durchgehenden Verkehr 
erheben. a : 

a Sollte die freie Hanſeſtadt Bremen zum Zwecke der Einrichtung eines 
neuen direkten durchgehenden Verkehrs das gleiche Zugeſtändniß, wie es vor⸗ 
ſtehend präziſirt iſt, von einer anderen Bahnverwaltung fordern und die letztere 
ohne von dem Königlichen Handelsminiſterium für zulänglich erachtete Gründe 
ſich weigern, auf den von der freien Hanſeſtadt Bremen vorgeſchlagenen direkten 
Verkehr überhaupt einzugehen oder jenes Zugeſtändniß in Betreff des Tarifſatzes 
zu machen, ſo iſt die freie Hanſeſtadt Bremen an das Ihrerſeits auf Erfordern 
des Preußiſchen Handelsminiſteriums für einen direkten Verkehr, an welchem 
die ſich weigerlich haltende Bahnverwaltung mitbetheiligt iſt, gemachte frühere 
Zugeſtändniß nicht mehr gebunden. 

Es ſoll namentlich auf die Förderung eines durchgehenden, möglichſt ein⸗ 
heitlich zu geſtaltenden Perſonen⸗ und Güterverkehrs zwiſchen Berlin und Bremen 
über die Route Langwedel⸗Uelzen Bedacht genommen, und ſollen insbeſondere 
im Perſonenverkehre die Schnell- und Perſonenzüge möglichſt im direkten An⸗ 
ſchluſſe ohne Wagenwechſel über die Strecke Bremen⸗Langwedel durchgeführt werden. 

Artikel VII. 

In Bezug auf die Beförderung von Truppen, Militaireffekten und 
ſonſtigen Armeebedürfniſſen hat Unternehmer die Verpflichtungen zu erfüllen, 
welche von dem Bundesrathe des Norddeutſchen Bundes für die Staatsbahnen 
im Bundesgebiete feſtgeſtellt ſind oder ſpäter feſtgeſtellt werden möchten. 

g i Artikel VIII. 

Der Poſtverwaltung des Norddeutſchen Bundes gegenüber erkennt der 
Unternehmer das Reglement vom 1. Januar 1868. über die Verhältniſſe der 
Poſt zu den Staats⸗Eiſenbahnen nebſt den dazu ergehenden Abänderungen und 
Ergänzungen als maaßgebend für die zu erbauende Bahn an. 

Artikel IX. 

Der Bundes⸗Telegraphenverwaltung gegenüber hat Unternehmer diejenigen 
Verpflichtungen zu übernehmen, welche von dem Bundesrathe des Norddeutſchen 
Bundes für die Eiſenbahnen im Bundesgebiete feſtgeſtellt ſind oder ſpäter für 
die Staatsbahnen im Bundesgebiete anderweit feſtgeſtellt werden möchten. 

Artikel X. i 
i Die freie Hanſeſtadt Bremen iſt verpflichtet, nach Maaßgabe der jetzt und 
künftig für die Preußiſchen Staats⸗Eiſenbahnen beſtehenden Grundſätze für ihre 


Beamten und Arbeiter Penſions⸗, Wittwenverpflegungs⸗ und Unterſtützungskaſſen 


einzurichten und zu denſelben die erforderlichen Beiträge zu leiſten. 


i Artikel XI. 
Die freie Hanſeſtadt Bremen iſt verpflichtet, die in der Anlage zum F. 8. 
a des 


1 


e 


des Königlich Preußiſchen Reglements über die Civilverſorgung und Civilanftellung 


der Militairperſonen des Heeres und der Marine vom Feldwebel abwärts vom 
16./20. Juni 1867. unter I. und II. I., C. aufgeführten Unterbeamtenſtellen, 
beziehungsweiſe die demſelben entſprechenden Stellen mit Militairanwärtern des 
Bundesheeres, ſoweit dieſelben das 35ſte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, 


u beſetzen. 
| Artikel XII. 


Anderen Unternehmern bleibt ſowohl der Anſchluß an die Bahn mittelſt 
Zweigbahnen, als die Benutzung der erſteren gegen zu vereinbarende, eventuell 
vom Königlichen Handelsminiſterium feſtzuſetzende Fracht- oder Bahngeldſätze 


vorbehalten. 
Artikel XIII. 

Die Königlich Preußiſche Regierung behält ſich das Recht vor, die Bahn 
von Uelzen nach Langwedel nebſt allem zu ihr zu rechnenden Zubehör nach Ab⸗ 
lauf von 30 Jahren, vom Tage der Betriebseröffnung an gerechnet, oder auch 
ſpäter, nach einer mindeſtens Ein Jahr vorher zu machenden Ankündigung gegen 
Erſtattung des Anlagekapitals zu erwerben. 

Inſofern zur Zeit der Erwerbung der Zuſtand der Bahn gegen die urſprüng⸗ 
liche Anlage ſich weſentlich verſchlechtert haben möchte, ſoll jedoch von dem zu 
erſtattenden Anlagekapital nach einem durch Sachverſtändige zu beſtimmenden 
Prozentſatze ein dem dermaligen Zuſtande entſprechender Abzug gemacht werden. 

Artikel XIV. 

Unter Genehmigung des Königlichen Handelsminiſteriums kann die freie 
Hanſeſtadt Bremen einer anderen Eiſenbahnverwaltung den geſammten Betrieb 
der Bahn durch beſonderen Vertrag überlaſſen. 

Zur Veräußerung der Bahn wird die Zuſtimmung der Preußiſchen Staats⸗ 
Regierung gleichfalls vorbehalten. 


g Artikel XV. 
Gegenwärtiger Vertrag ſoll zur Ertheilung der Eingangs vorbehaltenen 
Ratifikation vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden binnen 
12 Wochen zu Berlin bewirkt werden. 


Zur e haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten dieſen Vertrag 
in zwei gleichlautenden Ausfertigungen unter Beidrückung ihrer Siegel eigenhändig 


unterzeichnet. 
So geſchehen zu Berlin, den 17. Juli 1870. 
Hermann Duddenhauſen. Friedrich Ludolf Grave. 


(L. S.) (L. S.) 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 7746.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Oktober 1870., betreffend den Tarif, nach welchem 
das Brückengeld an der Lippebrücke am Flahm bei Weſel zu erheben iſt. 


. mit Ihrem Berichte vom 30. September d. J. vorgelegten Tarif zur 
Erhebung des Brückengeldes an der Lippebrücke am Flahm bei Weſel habe 
Ich vollzogen und laſſe Ihnen denſelben zur weiteren Veranlaſſung hierneben 
wieder zugehen. 

Dieſer Erlaß und der Tarif ſind durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen. 

Hauptquartier Verſailles, den 8. Oktober 1870. 


Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Ca mphauſen. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


VL 
nach welchem das Bruͤckengeld an der Lippebruͤcke am Flahm 
bei Weſel zu erheben iſt. 
Vom 8. Oktober 1870. 


Es wird entrichtet: 
A. Von Fuhrwerk einſchließlich der Schlitten: 


J. Zum Fortſchaffen von Perſonen, als Extrapoſten, Kutſchen, 
Kaleſchen, Kabriolets ꝛc., für jedes Zügt hier 
II. Zum Fortſchaffen von Laſten, 


1) von beladenem, d. h. von ſolchem, worauf ſich außer 
deſſen Zubehör und außer dem Futter für höchſtens 
drei Tage an anderen Gegenſtänden mehr als zwei 
Zentner befinden, für jedes Zugthie n 

2) von unbeladenm mmm ĩðͤ er nen 


Ausnahmen. Von gewöhnlichen, mit landwirthſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtänden beladenen Landfuhrwerken und Schlitten, 
ſowie von Fuhren mit Brennmaterialien zum eigenen 
Heizungs⸗ und gewöhnlichen landwirthſchaftlichen 
Bedarf, einſchließlich desjenigen für die mit der Land⸗ 
wirthſchaft verbundenen Brau⸗ und Brennereien, 
für jedes Zugthie sen eseennccen: 6 


ld 
B. Von unangeſpannten Thieren: 


J. Von jedem Pferde, Maulthier oder Mauleſel mit oder 
hne Neiter oder aft 


II. Von jedem Stück Rindvieh oder Efel............ A 


III. Von jedem Fohlen, Kalb, Schwein, Ferkel, Schaaf, Lamm 
ed 


Befreiungen. 


Brückengeld wird nicht erhoben: 


1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Königlichen 
Hauſes oder den Königlichen Geſtüten, imgleichen den Hofhaltungen des 
Fürſtlichen Hauſes Hohenzollern angehören; 

2) von Armee⸗Fuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Militair 
auf dem Marſche bei ſich führt; von Pferden, welche von Offizieren 
oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſte und in Dienſt⸗ 
uniform geritten werden, imgleichen von den unangeſpannten etatsmäßigen 
Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken die 
Offiziere begleiten oder beſonders geführt werden, jedoch im letzteren Falle 

nur, ſofern die Führer ſich durch die von der Regierung ausgeſtellte 
Marſchroute oder durch die von der oberen Militairbehörde ertheilte Order 
ausweiſen, ferner vom Militair aller Grade, und von Militairbeamten 
in Uniform, von letzteren auch, wenn ſie nicht uniformirt ſind, inſofern 
ſie ſich darüber ausweiſen, daß der Uebergang in Dienſtangelegenheiten 
geſchehe; endlich von Kriegsreſerviſten, Landwehrmännern und Rekruten 
auf dem Wege zu ihren Korps, oder zur Uebung, und von da zurück, wenn 
ein Unteroffizier oder Offizier in Uniform fie führt, oder wenn fie 
durch die Einberufungsorder oder den Kriegsreſervepaß ſich ausweiſen. 
Ebenſo von den für die Landwehr⸗Kavallerie Seitens der Kreiſe zu ftel- 
lenden Pferden, ſowie von den zu deren Beförderung dienenden Bei⸗ 
pferden, ſowohl auf dem Hinwege zum Geſtellungsorte, als auf dem 
Rückwege von da, auf Vorzeigung eines von dem betreffenden Landrathe 
über die Zahl und Beſtimmung der Pferde auszuſtellenden Zeugniffes, 
gleichviel, ob die Pferde ſich im Eigenthum von Privaten befinden, oder 
von den Kreiskommunen zu dem fraglichen Zwecke angekauft find; 

3) von Fuhrwerken und Thieren, deren ſich mit Freikarten verſehene öffent⸗ 
liche Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchäftsbezirke bedienen; 

4) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell-, Kariol- und Reit⸗ 
poſten nebſt Beiwagen, imgleichen von öffentlichen Kurieren und 
Eſtafetten und von allen von Poſtbeförderung leer zurückkehrenden 
Wagen und Pferden; 

5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte für Rechnung 
des Staates geſchehen, auf Vorzeigung von Freipäſſen, von Vorſpann⸗ 

(Nr, 7746.) fuhren 
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fuhren auf der Hin- und Rückreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch die 
Beſcheinigungen der Ortsbehörde, imgleichen von Lieferungsfuhren, eben⸗ 
falls auf der Hin und Rückreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch den 
Fahrbefehl ausweiſen; f 

6) von Feuerlöſchungs⸗, Kreis- und Gemeinde-Hülfsfuhren, von Armen⸗ 
und Arreftantenfuhren; 

7) von allen Düngerfuhren, einſchließlich des leeren Fuhrwerks 

8) von Wirthſchaftsvieh und von Beſtellungs- und Erndtefuhren / 

9) von Fuhren mit Baumaterialien zum eigenen Bedarf; 

10) von Fuhrwerken, die Chauſſeebaumaterialien anfahren, ſofern nicht 
durch die Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und 
der Finanzen Ausnahmen angeordnet werden; f 

11) von unbeladenen gewöhnlichen Landfuhrwerken und Schlitten. 

12) Hinſichtlich der in Betreff der Brückengelds⸗Entrichtung rechtlich be⸗ 
gründeten beſonderen Verhältniſſe wird durch den gegenwärtigen Tarif 
nichts geändert. 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 

1) Jeder Führer von Fuhrwerk und Vieh muß bei der Hebeſtelle anhal⸗ 
fen, auch wenn er nicht verpflichtet ift, Brückengeld zu bezahlen. Nur 
hinſichtlich der Poſtillone, welche Poſtfuhrwerke führen, findet, wenn fie 
zuvor in das Horn ſtoßen, eine Ausnahme ſtatt. 

2) Zu der für den Abgabenbetrag maaßgebenden Beſpannung eines Fuhr⸗ 
werks werden ſowohl die zur Zeit der Berührung der Hebeſtelle an⸗ 
geſpannten, als auch alle diejenigen Thiere gerechnet, welche, ohne 
augenſcheinlich eine andere Beſtimmung zu haben, bei dem Fuhrwerke 
befindlich ſind. 2 


Hauptquartier Verſailles, den 8. Oktober 1870. d 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Redigirt im Büreau des Stagats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


